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Grundordnung der Technischen Universität Braunschweig 
Hiermit wird die vom Senat in seinen Sitzungen am 14.12.2011 und 09.05.2012 
beschlossene und vom MWK mit den Erlassen vom 28.02.2012 und 21 .05.2012 
genehmigte Grundordnung der Technischen Universität Braunschweig hoch-
schulöffentlich bekannt gemacht. 
Die Grundordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntma-
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der Technischen Universität Braunschweig 
Die Grundordnung der Technischen Universität Braunschweig in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21.01.2005 (TU-Verkündungsblatt Nr. 340), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 30.07.2008 (TU-Verkündungsblatt Nr. 560), wird auf der Grund-
lage des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) in der Fassung vom 26. Febru-
ar (Nds. GVBI. S.69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juni 2010 
(Nds. GVBI. S.242), durch Beschluss des Senats der Technischen Universität Braun-
schweig vom 14.12.2011 wie folgt neu gefasst: 
Grundlagen 
§1 
Name, Rechtsstellung und Siegel 
1. Die Universität trägt den Namen „Technische Universität Braunschweig" (nach-
folgend „TU Braunschweig" genannt). Sie kann ihren Namen um die historische 
Bezeichnung „Carolo-Wilhelmina" wie folgt ergänzen: ,,Technische Universität 
Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig". Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit dem Recht zur Selbstverwaltung und erfüllt als Hochschule in Träger-
schaft des Staates auch staatliche Angelegenheiten als Einrichtung des Landes 
Niedersachsen. Die TU Braunschweig ist ein Landesbetrieb gemäß § 26 Lan-
deshaushaltsordnung (LHO). Sie führt das Landessiegel. 
2. Die TU Braunschweig hat das Recht zur Promotion, zur Habilitation und das 
Recht, akademische Grade und Ehrentitel zu verleihen. 
3. Die TU Braunschweig führt in Selbstverwaltungsangelegenheiten ein eigenes 
Siegel mit folgendem Emblem: Senkrechtes geteiltes Oval mit zwei übereinander 
angeordneten schreitenden Leoparden im linken Feld und einem aufrecht ste-
henden Löwen im rechten Feld, das mit sechs Herzen verziert ist. Die Umschrift 
des Siegels lautet: ,,Carola Wilhelmina Braunschweig" (siehe Anlage). 
4. Die TU Braunschweig ist Mitglied der Niedersächsischen Technischen Hoch-
schule (NTH). Die sich daraus ergebenden Aufgaben, Rechte und Pflichten, ins-
besondere auch bezüglich der Zusammenarbeit mit der Leibniz Universität Han-
nover und der Technischen Universität Clausthal richten sich nach dem NTH-
Gesetz und der Grundordnung der NTH in den jeweils gültigen Fassungen sowie 
ggf. weiteren Ordnungen der NTH. 
5 
§2 
Aufgaben und Selbstverständnis 
1. Aufgaben der TU Braunschweig sind die Pflege und Entwicklung der Wissen-
schaften und Künste durch Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung in ei-
nem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Die TU Braun-
schweig setzt sich bei ihrer Aufgabenerfüllung und universitären Arbeit für eine 
Gesellschaft ein, die frei ist von Diskriminierung, Rassismus, Volksverhetzung 
und Sexismus. Sie achtet darauf, dass die Grundsätze zur guten wissenschaftli-
chen Praxis eingehalten werden. Sie fördert die Weiterbildung ihrer Mitglieder. 
2. Die TU Braunschweig fördert bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächli-
che Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern, wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin und erfüllt damit den Gleichstellungsauf-
trag. Sie trägt zur Förderung der Geschlechter- und Minderheitenforschung bei. 
3. Die weiteren Aufgaben der TU Braunschweig ergeben sich insbesondere aus § 3 
Abs. 1, 2, 4 und 7 NHG. Hinsichtlich der im Rahmen ihrer Mitgliedschaft zur NTH 
zu erfüllenden Aufgaben gilt § 1 Abs. 4 dieser Grundordnung. 
§3 
Studierendenschaft 
1. Die Studierenden der TU Braunschweig bilden die Studierendenschaft. Die Stu-
dierendenschaft ist eine rechtsfähige Teilkörperschaft der Hochschule mit dem 
Recht der Selbstverwaltung. Sie hat insbesondere die hochschulpolitischen, so-
zialen und kulturellen Belange der Studierenden in Hochschule und Gesellschaft 
wahrzunehmen. Sie hat die Aufgabe, die politische Bildung der Studierenden und 
die Verwirklichung der Aufgaben der Hochschule zu fördern. In diesem Sinne 
nimmt sie für ihre Mitglieder ein politisches Mandat wahr. Näheres zu ihren Auf-
gaben, zur Zuständigkeit und Zusammensetzung der Organe der Studierenden-
schaft und ihrer Gliederungen regelt die Organisationssatzung der Studierenden-
schaft. 
2. Die Studierenden wirken an der Selbstverwaltung der TU Braunschweig, insbe-
sondere in den Ständigen Kommissionen für Studium und Lehre (Studienkom-
missionen) mit. Sie sind an dem Verfahren zur Anerkennung studentischer Ver-
einigungen der TU Braunschweig zu beteiligen. 
3. Die Studierendenschaft untersteht der Rechtsaufsicht des Präsidiums der TU 
Braunschweig. Ordnungen der Studierendenschaft sind dem Präsidium zur Ge-
nehmigung vorzulegen. 
4. Näheres zur Studierendenschaft ergibt sich aus§ 20 NHG. 
§4 
Organisationseinheiten und Organe 
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1. Die TU Braunschweig wird von einem Präsidium geleitet. Weitere zentrale Orga-
ne sind der Senat und der Hochschulrat. 
2. Die TU Braunschweig gliedert sich in Fakultäten. Organe einer Fakultät sind das 
sie leitende Dekanat und der Fakultätsrat. Die Fakultäten untergliedern sich in 
Institute oder Seminare als wissenschaftliche Einrichtungen, deren Organe die 
jeweiligen Vorstände sind. In einigen Fakultäten sind Institute zu Departments 
zusammengeschlossen. 
3. An der TU Braunschweig sind weitere wissenschaftliche Einrichtungen wie z. B. 
Zentren, Sonderforschungsbereiche, Graduiertenschulen, Graduiertenkollegs 
und zentrale Einrichtungen, wie z. B. die Universitätsbibliothek, das Gauß-IT-
Zentrum, das Sportzentrum und das Sprachenzentrum eingerichtet. 
4. Die regelmäßige Amtszeit der Mitglieder in den Organen und wissenschaftlichen 
Einrichtungen beträgt zwei Jahre bzw. für studentische Mitglieder ein Jahr, so-
fern nicht das NHG oder diese Grundordnung etwas anderes bestimmen. Die 
zweijährige Amtszeit beginnt jeweils zum 1. April. Näheres zu den Organisati-
onseinheiten und Organen der TU Braunschweig ist in den Abschnitten III und IV 
geregelt. 
II 
Mitglieder und Angehörige 
§5 
Mitglieder 
1. Mitglieder der TU Braunschweig sind: 
a) die an der TU Braunschweig nicht nur vorübergehend oder gast-
weise hauptberuflich Tätigen gemäß § 16 Abs. 1 NHG, 
b) die eingeschriebenen Studierenden, 
c) die Doktorandinnen und Doktoranden, 
d) die Professorinnen und Professoren sowie Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren, die nach einer gemeinsamen 
Berufung mit einer wissenschaftlichen Einrichtung außerhalb des 
Hochschulbereichs oder im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen 
dienstliche Aufgaben an der TU Braunschweig wahrnehmen. 
2. Die Mitglieder der TU Braunschweig haben das Recht, Einrichtungen der TU 




Mitwirkung in der Selbstverwaltung 
1. Die Mitglieder der TU Braunschweig haben das Recht und die Pflicht, an der 
Selbstverwaltung und der Erfüllung der Aufgaben der TU Braunschweig in Or-
ganen, beratenden Gremien und Kommissionen mit besonderen Aufgaben mit-
zuwirken. Mitglieder, die als solche in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis ste-
hen, erfüllen diese Pflicht zugleich als eine ihnen dienstlich obliegende Aufgabe. 
Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwaltung weder bevorzugt noch 
benachteiligt werden. Die Hochschulmitglieder sind bei der Ausübung ihres 
Stimmrechts an Weisungen und Aufträge der von ihnen vertretenen Gruppen 
nicht gebunden. Wer einem Gremium mit beratender Stimme angehört, hat mit 
Ausnahme des Stimmrechts alle Rechte eines Mitglieds. 
2. Die Übernahme einer Funktion in der Selbstverwaltung darf nur aus wichtigem 
Grund abgelehnt werden (z.B. mehrmalige Wahrnehmung vergleichbarer Funkti-
onen in der Selbstverwaltung, außergewöhnliche Belastung durch laufende For-
schungsvorhaben oder ggf. auch im persönlichen Bereich). Für den Rücktritt gilt 
Satz 1 entsprechend. 
3. Während der Amtszeit kann auf Antrag eine angemessene Entlastung von den 
übrigen Dienstaufgaben erfolgen. Nach Ablauf einer Amtszeit sind die Geschäfte 
bis zum Beginn einer neuen Amtszeit fortzuführen. Erlischt oder ruht das einer 
Wahl oder einer Funktionsübertragung zugrundeliegende Rechtsverhältnis, so 
erlöschen oder ruhen das Mandat und die Funktionsübertragung. Eine Abwahl ist 
nur in den gesetzlich geregelten Fällen zulässig. 
4. Mitglieder der Hochschullehrergruppe, der Mitarbeitergruppe und der MTV-
Gruppe können sich zur Regelung ihrer Mitwirkung in den Selbstverwaltungs-
gremien der TU Braunschweig und zur Vertretung ihrer hochschulbezogenen In-
teressen organisieren. Beschlüsse dieser Organisationen haben keinen Bin-
dungscharakter für Mitglieder von Gremien der akademischen Selbstverwaltung. 
Wird von den jeweiligen Gruppen eine Geschäftsordnung beschlossen, so ist 
diese der Präsidentin oder dem Präsidenten zur Kenntnis zu geben. Für die Mit-
glieder der Studierendengruppe gilt § 3. 
§7 
Angehörige 
1. Angehörige der TU Braunschweig sind an ihr tätige Personen, die - ohne Mit-
glied zu sein - regelmäßig in nicht nur unerheblichem Umfang Aufgaben der Uni-
versität wahrnehmen sowie die durch das NHG oder diese Grundordnung wie 
nachstehend bestimmte Personen. 
Angehörige sind insbesondere: 
a) die Mitglieder des Hochschulrates nach § 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 NHG, 
b) die im Ruhestand befindlichen sowie die entpflichteten Professorinnen und 
Professoren, 
c) die hauptberuflich, jedoch innerhalb eines Jahres weniger als sechs 
Monate an der Hochschule Tätigen, 
d) die nebenamtlich oder nebenberuflich an der Hochschule Tätigen, 
e) die Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, 
f) die Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler, 
g) die Lehrbeauftragten, 
h) die Privatdozentinnen und Privatdozenten, 
i) die außerplanmäßigen Professorinnen und Professoren, 
j) die Habilitandinnen und Habilitanden, 
k) die Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren, 
1) die Gasthörerinnen und Gasthörer, 
m) sonstige mit Zustimmung des Präsidiums in der TU Braunschweig tätige 
Personen. 
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2. Die Organe der TU Braunschweig können für ihren Zuständigkeitsbereich Ange-
hörigen in begründeten Einzelfällen das Recht zur Mitwirkung an der Selbstver-
waltung und der Erfüllung von Hochschulaufgaben einräumen, soweit die Bereit-
schaft besteht, damit verbundene Verpflichtungen zu übernehmen. Im Falle der 
Mitwirkung gelten für Angehörige die Rechte und Pflichten der Mitglieder ent-
sprechend. 
3. Angehörige haben das Recht, Einrichtungen der TU Braunschweig zu nutzen, 
soweit dieses insbesondere zur Erfüllung ihrer Aufgaben an der TU Braun-
schweig notwendig ist und sie als Nutzungsberechtigte in den jeweiligen Benut-
zungsordnungen oder anderen Ordnungen aufgeführt sind. 
4. Im Ruhestand befindliche ehemalige Mitglieder der TU Braunschweig können 
nach Maßgabe der jeweiligen Benutzungsordnungen zur Nutzung von Einrich-
tungen und Ressourcen zugelassen werden. Eine Zulassung setzt jeweils vor-
aus, dass hierfür freie Kapazitäten unter Berücksichtigung vorrangiger Interessen 
der Mitglieder und Angehörigen verfügbar sind und eine entsprechende Nutzung 
mit den haushaltsrechtlichen Grundsätzen sowie mit evtl. bestehenden rechtli-
chen Vorgaben bzw. vertraglichen Verpflichtungen vereinbar ist. Auf der Grund-
lage von Kooperationsverträgen, die auch der Aufgabenerfüllung der TU Braun-
schweig dienen, kann externen Personen ebenfalls eine Nutzung der Einrichtun-






1. Die TU Braunschweig wird von einem Präsidium in eigener Verantwortung gelei-
tet. Dem Präsidium gehören neben einer Präsidentin oder einem Präsidenten bis 
zu zwei hauptberufliche Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten sowie bis zu 
vier nebenberufliche Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten an. Insgesamt 
dürfen nicht mehr als fünf Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten bestellt wer-
den. Über die Zusammensetzung des Präsidiums entscheidet der Senat durch 
Beschluss mit einer Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder. 
9 
Zum Zeitpunkt des lnkrafltretens dieser Grundordnung besteht das Präsidium 
aus: 
- dem Präsidenten, 
- einem hauptberuflichen Vizepräsidenten (Personal, Finanzen, Haushalt), 
- einer nebenberuflichen Vizepräsidentin für Lehre, Studium und Weiterbildung, 
- einem nebenberuflichen Vizepräsidenten für strategische Entwicklung und 
wissenschaftlichen Nachwuchs, 
- einem nebenberuflichen Vizepräsidenten für Forschung und Technologie-
transfer. 
Die Mitglieder des Präsidiums treffen regelmäßig zu Sitzungen zusammen. Der 
Senat ist in geeigneter Weise zeitnah über die Beschlüsse des Präsidiums zu in-
formieren. 
2. Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die TU Braunschweig nach außen, 
führt den Vorsitz im Präsidium und legt die Richtlinien für das Präsidium fest. Die 
Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten nehmen ihre Aufgaben in ihren Res-
sourcen selbstständig wahr. Die Personalverwaltung und die Finanzverwaltung 
sind im Präsidium hauptberuflich wahrzunehmen. Das Nähere regelt das Präsidi-
um in einer Geschäftsordnung; für den Fall, dass dem Präsidium zwei hauptbe-
rufliche Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten angehören, ist auch die Auftei-
lung der ihnen obliegenden Aufgaben in dieser Ordnung zu regeln . 
3. Die Präsidentin oder der Präsident wird von den Vizepräsidentinnen oder Vize-
präsidenten nach Vorgabe der Geschäftsordnung vertreten. Während der Dauer 
der Stellvertretung haben die Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten mit Aus-
nahme von hauptberuflich wahrzunehmenden Aufgaben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die Präsidentin oder der Präsident. Soweit Aufgaben nicht hauptbe-
ruflich wahrzunehmen sind, wird die Präsidentin oder der Präsident, falls auch 
die übrigen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten verhindert sind, von der 
dienstältesten Dekanin oder dem dienstältesten Dekan einer Fakultät vertreten. 
4. Die Präsidentin oder der Präsident wird auf Vorschlag des Senats ernannt oder 
bestellt. Der Senat und der Hochschulrat richten zur Vorbereitung des Vorschla-
ges .eine gemeinsame Findungskommission ein, die eine Empfehlung abgibt. Die 
Findungskommission besteht aus je drei vom Hochschulrat und vom Senat aus 
ihrer Mitte bestellten stimmberechtigten Mitgliedern sowie einem vom Ministerium 
für Wissenschaft und Kultur bestellten Mitglied mit beratender Stimme; den Vor-
sitz führt ein stimmberechtigtes Mitglied des Hochschulrats. Die Aufgaben der 
Findungskommission und das Nähere zum Verfahren werden durch eine Ord-
nung geregelt. Die Amtsdauer der Präsidentin oder des Präsidenten beträgt bei · 
der erstmaligen Ernennung oder erstmaligen Bestellung sechs Jahre und bei 
Wiederwahl acht Jahre. 
5. Die Regelungen in Absatz 4 gelten entsprechend für die Ernennung oder Bestel-
lung von hauptberuflichen Vizepräsidentinnen oder hauptberuflichen Vizepräsi-
denten mit der Maßgabe, dass die Empfehlung der Findungskommission im Ein-
vernehmen mit der Präsidentin oder dem Präsidenten zu erfolgen hat. Die Amts-
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dauer hauptberuflicher Vizepräsidentinnen oder hauptberuflicher Vizepräsiden-
ten beträgt sechs und bei Wiederwahl acht Jahre. Die Amtszeit der nebenberufli-
chen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten beträgt zwei Jahre; erneute Er-
nennungen oder Bestellungen sind möglich. Im Falle einer erneuten Ernennung 
oder Bestellung kann die Amtszeit dieser Vizepräsidentin oder dieses Vizepräsi-
denten auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten vom Senat auf vier 
oder sechs Jahre festgelegt werden . 
§9 
Senat 
1. Der Senat besteht aus 13 stimmberechtigten Mitgliedern, die nach Gruppen di-
rekt gewählt werden, und zwar sieben Vertreterinnen oder Vertreter aus der 
Hochschullehrergruppe und je zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus der Mitar-
beitergruppe, der Studierendengruppe und der MTV-Gruppe. 
2. Dem Senat gehören die Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten, die Dekanin-
nen oder Dekane der Fakultäten sowie die Gleichstellungsbeauftragte als Mit-
glieder mit beratender Stimme an. 
3. Die Aufgaben des Senats ergeben sich insbesondere aus dem Niedersächsi-
schen Hochschulgesetz und dieser Grundordnung. 
4. Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Senatssitzungen ein und führt ohne 
Stimmrecht den Vorsitz. Näheres regelt die Geschäftsordnung des Senats. 
§10 
Hochschulrat 
1. Der Hochschulrat hat die Aufgabe, das Präsidium und den Senat zu beraten und 
nimmt des Weiteren insbesondere die Aufgaben gern. § 52 Abs. 1 NHG wahr. 
Der Hochschulrat besteht gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 NHG aus sieben Mitglie-
dern, von denen mindestens drei Frauen sein sollen. Die Amtszeit der Mitglieder 
beträgt vier Jahre. Mitglieder gemäß § 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 NHG können ein-
malig wiederbestellt werden. 
2. Der Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens gemäß § 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 
1 NHG bedarf der Mehrheit der Mitglieder des Senats. Für die Wahl des Hoch-
schulmitglieds gemäß § 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 NHG ist die Mehrheit der Stim-
men aller Mitglieder des Senats erforderlich. Sollte diese Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht werden, so ist in einem zweiten Wahlgang gewählt, wer 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
3. Das Präsidium nimmt an den Sitzungen des Hochschulrats mit beratender Stim-
me teil; eine Vertreterin oder ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Mitglieder des Personalrats können beratend hinzuge-
zogen werden. Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung. 
IV 
Dezentrale Organisationseinheiten und Organe 
§ 11 
Fakultäten 
1. Die Fakultät ist die organisatorische Grundeinheit der TU Braunschweig. Eine 
Fakultät soll verwandte und benachbarte Fachgebiete umfassen. 
2. Die TU Braunschweig gliedert sich zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser 
Grundordnung in die folgenden sechs Fakultäten: 
- Fakultät 1: Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät 
- Fakultät 2: Fakultät für Lebenswissenschaften 
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- Fakultät 3: Fakultät Architektur, Bauingenieurwesen und Umweltwissenschaften 
- Fakultät 4: Fakultät für Maschinenbau 
- Fakultät 5: Fakultät für Elektrotechnik, Informationstechnik, Physik 
- Fakultät 6: Fakultät für Geistes- und Erziehungswissenschaften. 
3. Die Fakultäten bilden rechtsfähige Teilkörperschaften der TU Braunschweig, sie 
werden jeweils durch ein Dekanat geleitet. 
4. Über die Errichtung (einschließlich Namensgebung), Änderung und Aufhebung 
von Fakultäten entscheidet das Präsidium nach Anhörung der betroffenen Fakul-
tät und Stellungnahme des Senats. 
§12 
Dekanat 
1. Das Dekanat leitet die Fakultät und nimmt insbesondere die Aufgaben gern. § 43 
NHG wahr. Ihm gehören neben der Dekanin oder dem Dekan mindestens eine 
Studiendekanin oder ein Studiendekan an. Dem Dekanat können weitere Mitglie-
der aus allen Statusgruppen angehören; die Mehrheit der Hochschullehrergruppe 
ist zu gewährleisten. Der zuständige Fakultätsrat bestimmt die Anzahl der Mit-
glieder des Dekanats und wählt dessen Mitglieder mit einfacher Mehrheit. Die 
Wahl der Mitglieder des Dekanats bedarf der Bestätigung des Präsidiums. Die 
Amtszeit der Mitglieder des Dekanats beträgt zwei Jahre. Bei Beschlüssen, die 
den Verantwortungsbereich einer Studiendekanin oder eines Studiendekans 
betreffen, gibt ihre oder seine Stimme bei Stimmengleichheit den Ausschlag, in 
allen übrigen Angelegenheiten die der Dekanin oder des Dekans. 
2. Die Dekanin oder der Dekan sitzt dem Dekanat vor, vertritt die Fakultät innerhalb 
der Hochschule und legt die Richtlinien für das Dekanat fest. Sie oder er vertritt 
die Fakultät nach außen; die Rechte der Präsidentin oder des Präsidenten blei-
ben unberührt. Als Dekanin oder als Dekan ist eine Professorin oder ein Profes-
sor der Fakultät wählbar. Die Dekanin oder der Dekan kann auf Antrag und mit 
Zustimmung des Fakultätsrats vom Präsidium für die Dauer der Amtszeit von den 
dienstlichen Aufgaben als Professorin oder als Professor ganz oder teilweise 
freigestellt werden. Die Freistellung kann im Einvernehmen mit der Dekanin oder 
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dem Dekan auf die Mitglieder des Dekanats verteilt werden; der Gesamtum-
fang der Freistellungen darf den Umfang der Dienstaufgaben einer Person nicht 
übersteigen. 
3. Die Dekanin oder der Dekan der Fakultät wird von den Amtsvorgängerinnen oder 
Amtsvorgängern in rücklaufender Reihenfolge vertreten, sofern diese dem Deka-
nat angehören. Gehört keine der Amtsvorgängerinnen oder der Amtsvorgänger 
dem Dekanat an, so wird die Vertretung von derjenigen Professorin oder demje-
nigen Professor des Dekanats wahrgenommen, die oder der am längsten an der 
TU Braunschweig ein Professorenamt ausübt; für die Vertretung dieser Person 
gilt Satz 2 entsprechend. 
4. Im Übrigen gilt § 43 NHG. 
§ 13 
Fakultätsrat 
1. Der Fakultätsrat entscheidet in Angelegenheiten der Forschung und Lehre von 
grundsätzlicher Bedeutung. Er beschließt die durch das Präsidium zu genehmi-
genden Ordnungen der Fakultät, insbesondere die Prüfungsordnungen und Insti-
tutsordnungen. Er nimmt zur Einführung, wesentlichen Änderungen und Schlie-
ßungen von Studiengängen gegenüber dem Präsidium und dem Senat Stellung. 
2. Dem Fakultätsrat gehören 13 Mitglieder mit Stimmrecht an. Sie werden nach 
Gruppen unter Wahrung der Mehrheit der Hochschullehrergruppe im Verhältnis 
7 : 2 : 2 : 2 direkt gewählt. Die Dekanin oder der Dekan führt ohne Stimmrecht 
den Vorsitz. Mitglieder des Dekanats können dem Fakultätsrat nicht zugleich als 
gewählte Mitglieder angehören. 
3. Im Übrigen gilt§ 44 NHG. 
§14 
Departments 
1. Innerhalb einer Fakultät können Institute oder Seminare auf Antrag des Dekanats 
durch Beschluss des Präsidiums zu Departments zusammengeschlossen wer-
den. Ein Department soll verwandte oder benachbarte Fachgebiete umfassen. 
2. Folgende Departments sind zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Grundord-
nung eingerichtet: 
a) Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät: 
- Department Mathematik 
- Department Informatik 
- Department Sozialwissenschaften 
- Department Wirtschaftswissenschaften 
b) Fakultät Architektur, Bauingenieurwesen und Umweltwissenschaften: 
- Department Architektur 
- Department Bauingenieurwesen und Umweltwissenschaften. 
3. Die Fakultät kann eine Ordnung für das Department erlassen, in der insbeson-
dere die Organisationsstruktur und die Leitung geregelt werden. 
§15 
Institute, Seminare und deren Organe 
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1. Unter der Verantwortung einer Fakultät können Institute oder Seminare als wis-
senschaftliche Einrichtungen errichtet und betrieben werden, soweit und solange 
für die Durchführung einer Aufgabe in größerem Umfang Personal- und Sachmit-
tel der Fakultät ständig bereit gestellt werden müssen. Die Errichtung neuer Insti-
tute oder Seminare oder deren Zusammenlegung erfolgt auf Vorschlag des De-
kanats durch Beschluss des Präsidiums, in dem auch die Aufgaben der wissen-
schaftlichen Einrichtung und deren Ausstattung festzulegen sind. Für die Auflö-
sung von Instituten und Seminaren gilt Satz 2 entsprechend. 
2. Die Leitung eines Instituts oder eines Seminars obliegt einem Vorstand, der in 
der Regel aus drei Mitgliedern der Hochschullehrergruppe besteht. Dem Vor-
stand können zusätzlich je ein Mitglied der Mitarbeitergruppe und der MTV-
Gruppe mit Stimmrecht angehören, sofern dem Vorstand mehr als zwei Mitglie-
der der Hochschullehrergruppe angehören und die betreffende Instituts- oder 
Seminarordnung dies vorsieht. Besteht der Vorstand aus zwei Mitgliedern der 
Hochschullehrergruppe kann entweder einem Mitglied der Mitarbeitergruppe oder 
einem Mitglied der MTV-Gruppe nach Maßgabe der Instituts- oder Seminarord-
nung dem Vorstand mit Stimmrecht angehören. Das Stimmrecht eines zusätzli-
chen Mitglieds bzw. beider zusätzlicher Mitglieder ruht, sofern dem Vorstand nur 
noch zwei bzw. ein Mitglied der Hochschullehrergruppe angehören. Näheres re-
gelt die Geschäftsordnung des Instituts oder Seminars. Die Geschäftsführung ob-
liegt einem Mitglied der Hochschullehrergruppe. Die Vorstandsmitglieder werden 
von den Vertreterinnen und Vertretern der an der wissenschaftlichen Einrichtung 
tätigen Angehörigen ihrer Gruppe gewählt. Die übrigen Angehörigen der Hoch-
schullehrergruppe können an den Sitzungen des Vorstandes beratend teilneh-
men. 
3. Die an der wissenschaftlichen Einrichtung tätigen Angehörigen der Hochschul-
lehrergruppe wählen aus der Mitte der stimmberechtigten Mitglieder des Vor-
stands die geschäftsführende Leitung. Eine Wiederwahl in unmittelbarer Folge 
bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. Die 
Vertretung obliegt den übrigen stimmberechtigten Angehörigen der Hochschul-
lehrergruppe in der Reihenfolge des Dienstalters. 
4. Gehören einer wissenschaftlichen Einrichtung nicht mehr als drei Angehörige der 
Hochschullehrergruppe an, so bilden diese den Vorstand. Besteht der Vorstand 
aus zwei Angehörigen der Hochschullehrergruppe, so obliegt diesen das Amt der 
geschäftsführenden Leitung jeweils im Wechsel für eine Amtszeit von zwei Jah-
ren, es sei denn, sie einigen sich auf eine weitere Amtszeit der bisherigen ge-
schäftsführenden Leitung. Bei Beschlüssen des Vorstands gibt im Fall der Stim-
mengleichheit die Stimme der geschäftsführenden Leitung den Ausschlag. Ge-
härt einer wissenschaftlichen Einrichtung nur ein Mitglied der Hochschullehrer-
gruppe an, so obliegt dieser Person die geschäftsführende Leitung. 
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5. Der Vorstand stimmt die Durchführung der Vorhaben in der wissenschaftlichen 
Einrichtung ab und erstellt einen Arbeits- sowie einen Kosten- und Finanzie-
rungsplan für die Vorhaben, soweit dies aus Gründen des wirtschaftlichen Ein-
satzes der zur Verfügung stehenden personellen, sächlichen und finanziellen Mit-
tel geboten ist. Er entscheidet über die Verwaltung der Ausstattungsgegenstän-
de, insbesondere der Arbeitsräume, Werkstätten, Geräte und Sammlungen, und 
über die Verwendung der Planstellen, anderen Stellen, Ausgabemittel für Perso-
nal sowie der Sachmittel, die der wissenschaftlichen Einrichtung zugeordnet oder 
zugewiesen sind. Er trägt dafür Sorge, das jedem Mitglied der Hochschullehrer-
gruppe im Rahmen der verfügbaren Mitteln eine angemessene Ausstattung für 
ihre Lehr- und Forschungstätigkeit zur Verfügung steht. Der Vorstand beschließt 
über Vorschläge zur Einstellung und Entlassung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und leitet die Vorschläge der Leitung der Hochschule zu. Der Vorstand 
trägt für die Beachtung der Bestimmungen über Arbeitssicherheit und Umwelt-
schutz Sorge, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Stelle begründet ist. 
6. Professorinnen bzw. Professoren im Ruhestand und entpflichteten Professorin-
nen und Professoren soll im Rahmen der von ihnen übernommenen Lehraufga-
ben der Einsatz von Personal sowie die Nutzung von Räumen, gemeinsamen 
Einrichtungen und Geräten gestattet werden. Über den Umfang einer angemes-
senen Beteiligung an der Nutzung entscheidet der Vorstand nach Anhörung der 
betreffenden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach pflichtgemäßem 
Ermessen, wobei der Bedarf aktiv Tätiger vorrangig zu berücksichtigen ist. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, sofern in Absprache mit dem Instituts- bzw. 
Seminarvorstand Forschungsarbeiten durchgeführt werden, insbesondere For-
schungsprojekte der TU Braunschweig zum Abschluss gebracht werden sollen. 
7. Die näheren Bestimmungen, insbesondere über die Zusammensetzung des Vor-
stands sowie eine Untergliederung der wissenschaftlichen Einrichtung (Abteilun-
gen, Arbeitsgruppen) trifft eine vom zuständigen Fakultätsrat zu erlassende Insti-
tuts- bzw. Seminarordnung. 
8. Unter dem Vorsitz der geschäftsführenden Leitung beraten die in der wissen-
schaftlichen Einrichtung Tätigen mindestens einmal im Semester über den Ar-
beitsplan und dessen Durchführung. 
9. In den Fakultäten können auf Vorschlag des jeweiligen Dekanats durch Be-
schluss des Präsidiums auch andere Organisationseinheiten gebildet werden, 
auf die die für Institute, Seminare oder Departments geltenden Bestimmungen 
entsprechend anzuwenden sind, soweit nicht vom Fakultätsrat im Einvernehmen 
mit dem Präsidium anderweitige Regelungen getroffen werden. 
§16 
Zentrale und wissenschaftliche Einrichtungen 
1. Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten, die der gesamten Hoch-
schule oder mehreren Fakultäten dienen, können vom Präsidium als zentrale 
Einrichtungen errichtet werden. Die Aufgaben, die Organisation und die Benut-
zung der zentralen Einrichtungen werden durch eine Ordnung des Senats gere-
gelt. 
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2. Die TU Braunschweig kann mit anderen Hochschulen gemeinsame zentrale 
Einrichtungen errichten, ändern oder auflösen. Über die Zuordnung der Einrich-
tung zu einer oder mehreren Hochschulen entscheidet das Präsidium im Einver-
nehmen mit den beteiligten Hochschulen. 
3. Die TU Braunschweig kann mit anderen Hochschulen oder Forschungseinrich-
tungen außerhalb einer Hochschul.e nichtrechtsfähige gemeinsame wissenschaft-
liche Einrichtungen bilden. Das Nähere regelt § 36a NHG. 
§ 17 
Zentren 
1. Die TU Braunschweig kann durch Beschluss des Präsidiums nach Stellungnah-
me der beteiligten Fakultäten Zentren bilden, die fakultätsübergreifende und in-
terdisziplinäre Aufgaben in Forschung und Lehre, Studium und Weiterbildung, 
insbesondere zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses oder zur För-
derung der Zusammenarbeit mit anderen wissenschaftlichen Einrichtungen oder 
mit der beruflichen Praxis, wahrnehmen. Die Mitwirkung Externer von anderen 
Hochschulen, Forschungseinrichtungen oder sonstigen Institutionen oder Unter-
nehmen, insbesondere in interdisziplinären Zentren ist durch Kooperationsver-
träge zu regeln. 
2. Das Nähere regelt eine vom Senat zu beschließende Ordnung. 
§18 
Sonderforschungsbereiche und Graduiertenkollegs 
1. Die an der TU Braunschweig eingerichteten Sonderforschungsbereiche sind der 
Fakultät zugeordnet, der auch der Sprecher angehört. Sonderforschungsberei-
che werden von einem kollegialen auf Zeit gewählten Vorstand geleitet. Das Nä-
here über die Zusammensetzung des Vorstandes und die Organisation des Son-
derforschungsbereichs regelt eine Ordnung, die auf Vorschlag von allen in dem 
Sonderforschungsbereich tätigen Mitgliedern der Hochschullehrergruppe sowie 
der Mitarbeitergruppe vom Senat beschlossen wird. 
2. Graduiertenkollegs und Graduiertenschulen nehmen in der Regel fakultätsüber-
greifend interdisziplinäre Aufgaben in Forschung und Lehre, Studium und Wei-
terbildung, insbesondere zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
oder zur Förderung der Zusammenarbeit mit anderen wissenschaftlichen Einrich-
tungen oder mit der beruflichen Praxis wahr. Graduiertenkollegs und Graduier-
tenschulen werden auf Antrag der beteiligten Fakultäten auf Beschluss des Prä-
sidiums eingerichtet und der jeweils federführenden Fakultät zugeordnet. Das 
Nähere regelt eine vom Senat zu beschließende Ordnung. Die Bestimmungen 
zum Betrieb oder zur Einrichtung von Graduiertenkollegs oder Graduiertenschu-




1. Das Präsidium der TU Braunschweig kann auf Antrag der Fakultät nach Anhö-
rung des Senats eine wissenschaftlich tätige Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule als Institut an der TU Braunschweig (An-Institut) befristet anerkennen, 
wenn diese Einrichtung wissenschaftlichen Einrichtungen der TU Braunschweig 
gleichwertig ist und die Wahrnehmung der Aufgaben der TU Braunschweig för-
dert. 
2. Die Anerkennung als An-Institut führt zur funktionalen Eingliederung in die TU 
Braunschweig. Näheres ist in einem Kooperationsvertrag zwischen der TU 
Braunschweig und dem Träger des An-Instituts zu regeln. 
3. Die Anerkennung als An-Institut ist hochschulöffentlich bekanntzugeben. 
VI 
Kommissionen und besondere Gremien 
§ 20 
Kommissionen 
1. An der TU Braunschweig können neben den gesetzlich vorgeschriebenen Kom-
missionen (Berufungskommission, Auswahlkommission, Findungskommission, 
Gleichstellungskommission und Studienkommissionen) weitere Kommissionen 
vom Senat, vom Präsidium oder gemeinsam von Senat und Präsidium eingesetzt 
werden. Kommissionen haben die Aufgabe, Entscheidungen oder Stellungnah-
men vorzubereiten, ihnen können auch Entscheidungskompetenzen übertragen 
werden. 
2. Kommissionen sind in der Regel nach Mitgliedergruppen wie folgt zusammenge-
setzt: 
- vier Mitglieder der Hochschullehrergruppe, 
- ein Mitglied der Studierendengruppe, 
- ein Mitglied der Mitarbeitergruppe und 
- ein Mitglied der MTV-Gruppe. 
Die einzelnen Kommissionsmitglieder werden von den jeweiligen Gruppen be-
nannt. Bei gemeinsam von Senat und Präsidium eingesetzten Kommissionen 
werden die Mitglieder auf Vorschlag der jeweiligen Gruppe vom Präsidium be-
stellt. Die oder der Vorsitzende des Senats - und bei gemeinsamen Kommissio-
nen das Präsidium - achten bei der Besetzung bzw. bei der Bestellung darauf, 
dass Frauen unter Berücksichtigung der Vorgaben des NHG bzw. des § 32 Abs. 
2 dieser Grundordnung angemessen vertreten sind. 
3. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die der Vertretung der Studieren-
den ein Jahr. Die Amtsdauer der gemeinsamen Kommissionen beträgt grund-
sätzlich vier Jahre, die der Studierenden ein Jahr. Im Hinblick auf die zweijährige 
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Amtsperiode eines Senats bedarf die weitere Zugehörigkeit zu gemeinsamen 
Kommissionen der Bestätigung durch den neu gewählten Senat. 
4. Kommissionen tagen mindestens einmal im Semester. Sie haben dem Senat 
bzw. bei gemeinsamen Kommissionen auch dem Präsidium regelmäßig zu be-
richten und Empfehlungen zeitnah vorzutragen. 
§ 21 
Studienkommissionen, Studiendekanin oder Studiendekan 
1. Die TU Braunschweig bildet in jeder Fakultät eine oder mehrere Studienkommis-
sionen, deren stimmberechtigte Mitglieder mindestens zur Hälfte Studierende 
sind. Die Hochschullehrergruppe und die Mitarbeitergruppe müssen jeweils mit 
mindestens einem Mitglied vertreten sein; Mitglieder der MTV-Gruppe können 
der Studienkommission als beratende Mitglieder angehören. Das Präsidium be-
stimmt die Zahl und Größe der Studienkommissionen, ihre Zuständigkeit für ein-
zelne Studiengänge und ihre Zuordnung zu einer oder mehreren Fakultäten. Den 
Vorsitz einer Studienkommission führt die jeweils zuständige Studiendekanin 
oder der jeweils zuständige Studiendekan ohne Stimmrecht. Bei fakultätsüber-
greifenden Studienkommissionen bestimmt das für die Lehre zuständige Präsidi-
umsmitglied über den Vorsitz. Die Studienkommissionen sind vor Entscheidun-
gen des Fakultätsrats in allen Angelegenheiten der Lehre des Studiums und der 
Prüfungen zu hören. 
2. Die Mitglieder der Studienkommission werden von den jeweiligen Mitgliedergrup-
pen des Fakultätsrats benannt. Bei fakultätsübergreifenden Studienkommissio-
nen wird die Anzahl der von der jeweiligen Fakultät zu benennenden Mitglieder 
der jeweiligen Gruppen durch Vereinbarungen zwischen den betroffenen Fakultä-
ten geregelt. 
3. Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist verantwortlich für die Sicherstel-
lung des Lehrangebotes und der Studienberatung sowie für die Durchführung der 
Prüfungen. Sie oder er führt ohne Stimmrecht den Vorsitz einer Studienkommis-
sion. Die Studiendekanin oder der Studiendekan sowie mindestens eine Stell-
vertreterin oder ein Stellvertreter werden auf Vorschlag der Studienkommission 
von dem betreffenden Fakultätsrat gewählt. Als Studiendekanin oder als Stu-
diendekan bzw. als deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter sind Mitglie-
der der Hochschullehrergruppe oder in Ausnahmefällen ein lehrendes Mitglied 
der Mitarbeitergruppe wählbar. Auf Antrag einer Studiendekanin oder eines Stu-
diendekans kann sie oder er von den dienstlichen Aufgaben als Professorin oder 
Professor mit Zustimmung der Fakultät vom Präsidium ganz oder teilweise frei-
gestellt werden. Sofern eine Studiendekanin oder ein Studiendekan dem Deka-
nat angehört, gilt § 12 Abs. 2 Satz 5. 
4. Die Studienkommission und die Studiendekanin oder der Studiendekan nehmen 
ihre Aufgaben gemäß § 45 NHG wahr. 
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§ 22 
Kommission für Gleichstellung 
1. Die Kommission für Gleichstellung (KfG) achtet auf die Verwirklichung der tat-
sächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern an der Technischen Univer-
sität Braunschweig. 
2. Die KfG setzt sich aus je zwei weiblichen Vertreterinnen der einzelnen Mitglie-
dergruppen zusammen. Die Mitglieder werden nach den für die Organe und 
Gremien geltenden Grundsätzen unmittelbar von allen Hochschulmitgliedern ge-
wählt und anschließend vom Senat eingesetzt. 
3. Die Wahl wird mit den Wahlen zum Senat und den Fakultätsräten verbunden. 
Der Hochschulwahlausschuss ist gleichzeitig Wahlausschuss für die Wahl der 
KfG. Die Amtszeit der studentischen Mitglieder der KfG beträgt ein Jahr, die 
Amtszeit der übrigen Mitglieder beträgt zwei Jahre. 
4. Die KfG gibt sich eine Geschäftsordnung. 
5. Die KfG erarbeitet insbesondere für die Leitung der Hochschule und den Senat 
Vorschläge für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 3 Abs. 3 NHG. Zu den 
Aufgaben der KfG gehören die Auswahl der zentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten, die Beratung und Unterstützung der zentralen Gleichstellungsbeauftragten 
sowie die Entgegennahme ihres jährlichen Tätigkeitsberichts. Die KfG achtet auf 
die ordnungsgemäße Durchführung der Wahlverfahren für die dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten. Die KfG entwirft in Kooperation mit der Gleichstel-
lungsbeauftragten den Gleichstellungsplan. Der Gleichstellungsplan umfasst 
Struktur-, Personal- und Entwicklungsplanung in Bezug auf die Verwirklichung 
des Gleichstellungsauftrags nach § 3 Abs. 3 NHG für die TU Braunschweig. Der 
Gleichstellungsplan wird vom Senat im Einvernehmen mit dem Präsidium be-
schlossen. 
§ 23 
Kommission zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis 
1. Die Kommission zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis besteht aus vier 
Mitgliedern der Hochschullehrergruppe, einem Mitglied der Mitarbeitergruppe und 
einem Mitglied der MTV-Gruppe, das die Befähigung zum Richteramt besitzt. Die 
Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre mit der Möglichkeit der Wiederbestel-
lung; § 20 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Bereits anhängige Verfahren sollen 
von den Kommissionsmitgliedern auch nach Ablauf der Amtszeit zu Ende geführt 
werden. 
2. Die Präsidentin oder der Präsident bestellt zwei Professorinnen oder Professoren 
als Ansprechpersonen für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei Fragen 
zu wissenschaftlichem Fehlverhalten sowie in Konfliktfällen. Diese Vertrauens-
personen gehören der Kommission zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis 
mit beratender Stimme an. Die Amtszeit der Vertrauenspersonen beträgt drei 
Jahre. 
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3. Der Senat regelt in einer Ordnung die Grundsätze zur Sicherung guter wissen-
schaftlicher Praxis an der TU Braunschweig und legt darin die Aufgaben der 
Kommission und das von ihr durchzuführende Verfahren fest. 
§ 24 
Dekanerunde und Studiendekanerunde 
1. An der TU Braunschweig sind eine Dekane- und eine Studiendekanerunde ein-
gerichtet. 
2. Die Dekanerunde setzt sich zusammen aus den Dekaninnen und Dekanen sowie 
den Mitgliedern des Präsidiums. Die Präsidentin oder der Präsident beruft die 
Dekanerunde ein und leitet die Sitzungen. 
3. Die Studiendekanerunde setzt sich zusammen aus den Studiendekaninnen und 
Studiendekanen und dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Präsidiums, das 
die Studiendekanerunde einberuft und die Sitzungen leitet. 
4. Die Dekanerunde und Studiendekanerunde dienen der gegenseitigen Unterrich-
tung und der Koordination in Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, 
insbesondere der einheitlichen Handhabung von fakultätsübergreifenden Ange-
legenheiten. 
VII 
Gleichstellungsbeauftragte und andere Beauftragte 
§ 25 
Gleichstellungsbeauftragte 
1. Der Senat wählt auf Vorschlag der Kommission für Gleichstellung eine hauptbe-
rufliche Gleichstellungsbeauftragte. Das Präsidium schreibt im Einvernehmen mit 
der Kommission für Gleichstellung die Stelle öffentlich aus. Die Amtszeit der 
Gleichstellungsbeauftragten beträgt sechs Jahre und bei Wiederwahl acht Jahre. 
Mit Zustimmung des Senats kann die Bestellung für jeweils eine weitere Amtszeit 
ohne Ausschreibung erfolgen. Die Aufgaben sowie die Rechte und Pflichten der 
Gleichstellungsbeauftragten ergeben sich aus § 42 NHG. Zur Unterstützung bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben steht der Gleichstellungsbeauftragten ein 
Gleichstellungsbüro zur Verfügung, das von ihr geleitet wird . 
2. Die Gleichstellungsbeauftragte hat gegenüber dem Präsidium ein Vortragsrecht. 
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sie an den Sitzungen anderer Organe, Gre-
mien und Kommissionen mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen. Sie ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren und insbesondere bei Personalmaßnahmen 
rechtzeitig und umfassend zu beteiligen. Die Gleichstellungsbeauftragte kann 
Bewerbungsunterlagen einsehen. Sie ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
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§ 26 
Dezentrale Gleichstellungsbeauftragte, Gleichstellungsversammlung, 
Rat der Gleichstellungsbeauftragten 
1. Alle Mitglieder einer Fakultät, einer zentralen Einrichtung und der Zentralverwal-
tung bilden jeweils für ihren Bereich die Gleichstellungsversammlung. 
2. An den Fakultäten können nebenamtliche dezentrale Gleichstellungsbeauftragte 
aus dem Kreis ihrer weiblichen Mitglieder auf Grund eines in einer Gleichstel-
lungsversammlung erarbeiteten Vorschlags vom Fakultätsrat gewählt werden. 
Für zentrale Einrichtungen und die Zentralverwaltung können dezentrale Gleich-
stellungsbeauftragte aus dem Kreis ihrer weiblichen Mitglieder in einer Gleich-
stellungsversammlung gewählt und durch den Senat bestellt werden. Die dezen-
tralen Gleichstellungsbeauftragten sollen auf Antrag angemessen entlastet wer-
den. Die Amtszeit der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten beträgt zwei Jah-
re, für Studentinnen ein Jahr. Zu den Aufgaben und Befugnissen der dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten gehören die Beratung und Unterstützung der Fakul-
tätsmitglieder, der Mitglieder zentraler Einrichtungen oder der Zentralverwaltung 
in allen Gleichstellungsbelangen. Sie sind bei bevorstehenden Stellenbeset-
zungs- und Berufungsverfahren rechtzeitig und umfassend zu beteiligen. Dezen-
trale Gleichstellungsbeauftragte können an den Fakultätsratssitzungen teilneh-
men. Sie haben Antrags- und Rederecht und sind wie ein Mitglied zu laden. Zu 
allen Entscheidungen im Aufgabenbereich der dezentralen Gleichstellungsbeauf-
tragten kann von ihr eine Stellungnahme abgegeben werden. Auf der Grundlage 
einer negativen Stellungnahme kann die zentrale Gleichstellungsbeauftragte in-
nerhalb von zwei Wochen nach der Entscheidung von ihrem Widerspruchsrecht 
gemäß § 42 Abs. 4 NHG Gebrauch machen. 
3. Die Gleichstellungsbeauftragten der TU Braunschweig bilden zur Koordinierung 
ihrer Arbeit den Rat der Gleichstellungsbeauftragten. Zentrale und dezentrale 
Gleichstellungsbeauftragte können sich bei Personalmaßnahmen gegenseitig 
vertreten. Näheres regelt eine Geschäftsordnung. 
§ 27 
Datenschutzbeauftragte oder Datenschutzbeauftragter 
Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Zustimmung des Senats und des Per-
sonalrats gemäß § 8 a Niedersächsischen Datenschutzgesetz eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten für den Datenschutz (Datenschutzbeauftragte oder Datenschutzbe-
auftragter). Alle Mitglieder und Angehörigen der TU Braunschweig können sich in Fra-
gen oder Angelegenheiten des Datenschutzes an die Datenschutzbeauftragte oder den 
Datenschutzbeauftragten wenden. Sie oder er hat das Recht, in dringenden Fällen dem 
Präsidium oder dem Senat zu berichten. In zweijährigen Abständen hat sie oder er ei-




Das Präsidium und der Senat können weitere Beauftragte unter Berücksichtigung der 
ggf. vorhandenen einschlägigen rechtlichen Bestimmungen einsetzen. Beauftragte ha-
ben den sie einsetzenden Organen gegenüber regelmäßig über ihre Tätigkeit zu berich-
ten. 
VII 
Berufung von Professorinnen und Professoren 
§ 29 
Einrichtung und Besetzung von Professuren 
1. Das Berufungsverfahren ist gern. § 26 NHG sowie unter Berücksichtigung der 
Richtlinie „Leitfaden zur Durchführung von Berufungsverfahren" durchzuführen. 
2. Professuren sind nach den gesetzlichen Bestimmungen öffentlich und in der Re-
gel international auszuschreiben. Bei Verzicht auf eine Ausschreibung richtet sich 
das Berufungsverfahren nach der „Ordnung gemäß § 26 Abs. 1 Satz 4 NHG für 
das Verfahren bei Absehen von einer Ausschreibung an der Technischen Univer-
sität Braunschweig". 
3. Die geforderten Einstellungsvoraussetzungen sind in § 25 NHG festgelegt. 
4. Der Fakultätsrat ist zuständig für die Erstellung des Berufungsvorschlags und 
richtet dafür im Einvernehmen mit dem Präsidium eine Berufungskommission 
ein. Berufungskommissionen bestehen aus drei stimmberechtigten Mitgliedern 
der Hochschullehrergruppe, je einem stimmberechtigten Mitglied der Mitarbeiter-
gruppe und der Studierendengruppe sowie einem Mitglied der MTV-Gruppe mit 
beratender Stimme. Der Fakultätsrat kann beschließen, dass die Zahl der Mit-
glieder gemäß Satz 2 verdoppelt wird (große Berufungskommission). Das Präsi-
dium kann zusätzlich eine "fachferne" Berufungsbeauftragte oder einen "fachfer-
nen" Berufungsbeauftragten zum beratenden Mitglied der Kommission benen-
nen, die oder der bei Bedarf im Senat und Präsidium über den Verfahrensverlauf 
berichtet. 
5. Es ist zu gewährleisten, dass jeder Berufungskommission mindestens zwei ex-
terne Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer angehören. Bei der Besetzung 
von Stellen in NTH-Fächern oder Fächergruppen können Mitglieder der anderen 
NTH-Mitgliedsuniversitäten nicht in der Funktion als auswärtiges Mitglied mitwir-
ken. Bei der Besetzung von Professorenstellen in NTH-Fächern oder Fächer-
gruppen ist jeweils eine Fachvertretung der beiden anderen NTH-
Mitgliedsuniversitäten zu beteiligen. 
6. Die oder der Vorsitzende einer Berufungskommission wird vom Fakultätsrat im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten bestimmt. Die Amtszeit der Kommissions-
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mitglieder einer Berufungskommission wird durch das Ende der Amtszeit der 
Mitglieder des Fakultätsrats nicht berührt. 
7. Niemand darf an Beratungen und Entscheidungen über die eigene Nachfolge 
mitwirken. 
8. Die Begutachtung in den Berufungsverfahren richtet sich nach § 26 Abs. 5 NHG. 
Die Gutachterinnen und Gutachter können zu den Vorträgen der Bewerberinnen 
und Bewerber eingeladen werden und an der anschließenden öffentlichen Aus-
sprache teilnehmen. An der Beratung der Berufungskommission wirken sie nicht 
mit. Näheres regelt die Ordnung zur Durchführung von Berufungsverfahren. 
9. Der Berufungsvorschlag wird dem Fakultätsrat vorgelegt und nach dessen zu-
stimmender Beschlussfassung dem Senat zur Stellungnahme zugeleitet. Der Be-
rufungsvorschlag kann vom Senat zur erneuten Beschlussfassung an die Fakul-
tät zurückverwiesen werden. Die Zurückverweisung ist zu begründen. Die Zu-
rückverweisung eines Berufungsvorschlags ist nur einmal möglich. 
10. Das Präsidium entscheidet abschließend über den Berufungsvorschlag und leitet 
ihn mit den vorliegenden Stellungnahmen und einer eigenen Stellungnahme an 
das Ministerium bzw. - bei NTH-Fächern - an das NTH-Präsidium weiter oder 
verweist ihn an die Fakultät zur erneuten Beratung zurück. 
11.An jedem Berufungsverfahren ist eine Gleichstellungsbeauftragte zu beteiligen. 
Sie hat das Recht, am gesamten Verfahren zur Erstellung von Berufungsvor-
schlägen mitzuwirken. Die Gleichstellungsbeauftragte hat eine Stellungnahme zu 
dem Berufungsvorschlag abzugeben. Der Berufungsvorschlag soll vom Präsidi-
um zurückverwiesen werden, wenn die Gleichstellungsbeauftragte eine Verlet-
zung des Gleichstellungsauftrags geltend macht. In derselben Berufungsangele-
genheit kann eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags nur einmal geltend 
gemacht werden. 
12. Jede neu ernannte Professorin oder jeder neu ernannte Professor ist verpflichtet, 
möglichst innerhalb eines Jahres nach der Ernennung eine öffentliche Antritts-
vorlesung zu halten. 
§ 30 
Gemeinsame Berufungsverfahren 
1. In den Kooperationsvereinbarungen kann geregelt werden, dass 
a) in bestimmten Berufungskommissionen auch die Forschungseinrichtung ver-
treten ist, dabei muss gewährleistet sein, dass die Mitglieder der Hochschul-
lehrergruppe zusammen mit den ihnen nach Funktion und Qualifikation 
gleichgestellten Angehörigen der wissenschaftlichen Einrichtungen über die 
Mehrheit der Sitze verfügen, 
b) der Berufungsvorschlag weniger als drei Namen enthält. 
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2. Die vorstehenden Regelungen gelten bei der Besetzung von Stiftungsprofessu-
ren entsprechend. 
§ 31 
Bestellung von Juniorprofessorinnen und Juniorprofess_oren 
1. Das Verfahren zur Bestellung von Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
regelt eine Ordnung, die vom Senat zu beschließen ist. 
2. In der Ordnung ist auch zu regeln, unter welchen Voraussetzungen eine Profes-
sur auf Lebenszeit im Tenure-Track-Verfahren gewährt werden kann. 
3. Im Verfahren zur Besetzung einer Juniorprofessur und bei der Besetzung von 
Professorenstellen sollen Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren nur im 
Falle der erfolgreichen Zwischenevaluation als Mitglied der Hochschullehrer-
gruppe in einer Auswahlkommission mitwirken. 
5. Für gemeinsame Bestellungsverfahren gilt § 30 sinngemäß. 
VIII 
Wahlen und Beschlüsse 
§ 32 
Wahlen 
1. Wahlen erfolgen in freier, gleicher und geheimer Wahl und in der Regel nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl. Bei der Aufstellung von Wahl-
vorschlägen sollen Frauen zu einem Anteil von mindestens 50 vom Hundert be-
rücksichtigt werden. Näheres regelt die Wahlordnung. 
2. Mitglieder des Präsidiums oder des Dekanats können nicht zu Mitgliedern des 
Senats oder eines Fakultätsrats gewählt werden. Wer einem Gremium kraft Am-
tes als beratendes Mitglied angehört, kann diesem Gremium nicht zugleich als 
gewähltes Mitglied angehören. 
3. Bei Besetzungen von Organen, Gremien und Kommissionen, die nicht aufgrund 
einer Wahl erfolgen, sollen Frauen angemessen berücksichtigt werden. Mindes-
tens 40 vom Hundert der stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen sein. 
§ 33 
Beschlussfähigkeit und Beschlüsse 
1. Gremien sind beschlussfähig, wenn die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wur-
de und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Die Sit-
zungsleitung stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. Das Gremi-
um gilt sodann, auch wenn sich die Zahl der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder im laufe der Sitzung verringert, als beschlussfähig, solange nicht ein 
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Mitglied Beschlussunfähigkeit geltend macht; dieses Mitglied zählt bei der 
Feststellung, ob das Gremium noch beschlussfähig ist, zu den anwesenden 
Mitgliedern. 
2. Stellt die Sitzungsleitung eines Gremiums dessen Beschlussunfähigkeit fest, so 
beruft sie zur Behandlung der nicht erledigten Tagesordnungspunkte eine zweite 
Sitzung ein. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig; hierauf ist bei der Einladung hinzuweisen. 
3. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ge-
fasst, soweit durch das NHG oder die Grundordnung nichts anderes bestimmt ist. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Ein Beschluss kommt 
nicht zustande, wenn mehr als die Hälfte der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder eine ungültige Stimme abgegeben oder sich der Stimme enthalten hat. 
Auf Antrag ist das Votum einer Minderheit dem Beschluss beizufügen. 
4. Zu Beschlüssen über die Errichtung, Änderung, Zusammenlegung und Aufhe-
bung von Fakultäten, wissenschaftlichen Einrichtungen und Betriebseinheiten ist 
die Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder des zuständigen Gremiums erforder-
lich. 
5. In nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Gremien und Organen muss die 
Hochschullehrergruppe über die Mehrheit der Stimmen verfügen. Alle Mitglieder 
eines Gremiums haben grundsätzlich das gleiche Stimmrecht. In Angelegenhei-
ten, die den Bereich der Forschung oder ein Berufungsverfahren unmittelbar 
betreffen, bedürfen Beschlüsse neben der Mehrheit des Gremiums oder Organs 
auch der Mehrheit der dem Gremium oder Organ angehörenden Mitglieder der 
Hochschullehrergruppe; in Berufungsverfahren haben die Mitglieder der MTV-
Gruppe kein Stimmrecht. Kommt in den Fällen des Satzes 2 ein Beschluss auch 
im zweiten Abstimmungsgang nicht zustande, so entscheiden die dem Gremium 
oder Organ angehörenden Mitglieder der Hochschullehrergruppe abschließend. 
In Berufungsverfahren ist die von der Hochschullehrergruppe überstimmte Mehr-
heit des Gremiums oder Organs berechtigt, ihren Vorschlag als weiteren Beru-
fungsvorschlag mit Begründung dem Vorgang beizufügen. 
6. Wird die Wahl eines Gremiums oder einzelner Mitglieder von Gremien für ungül-
tig erklärt oder ändert sich die Zusammensetzung auf Grund einer Nachwahl, so 
berührt dies nicht die Wirksamkeit der vorher gefassten Beschlüsse und vorge-
nommenen Amtshandlungen dieser Gremien. 
7. An der Beratung und Entscheidung von Angelegenheiten nehmen die Mitglieder 
eines Gremiums nicht teil, wenn diese ihnen selbst, ihren Ehegatten, ihren Ver-
wandten bis zum dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grad oder von 
ihnen kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen Personen einen besonde-
ren persönlichen Vorteil oder Nachteil bringen können. Soweit Beschlüsse ge-
fasst werden, die den Arbeitsbereich eines Gremienmitglieds unmittelbar betref-
fen, ist eine besondere Gewichtung seiner Stimme ausgeschlossen. Zur Vermei-
dung einer auf der Anwendung der Sätze eins und zwei beruhenden Stimmen-
gleichheit bestellt das Präsidium kommissarisch ein weiteres Mitglied der betref-
fenden Gruppe für dieses Gremium. 
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8. Die Ordnungen der Technischen Universität Braunschweig (zum Beispiel Habili-
tations-, Promotions- oder Prüfungsordnungen, Geschäftsordnungen) können 
qualifizierte Mehrheitsentscheidungen vorsehen. Beschlüsse können im Aus-
nahmefall auch im Umlaufverfahren gefasst werden; Näheres regeln die jeweili-
gen Geschäftsordnungen der Gremien. 
IX 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, 
Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler 
§ 34 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren 
An der Technischen Universität Braunschweig können Honorarprofessorinnen und Ho-
norarprofessoren gemäß § 35 Abs. 1 NHG vom Präsidium auf Vorschlag der Fakultät 
und nach Stellungnahme des Senats bestellt werden. Das Nähere regelt eine Ordnung. 
§ 35 
Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler 
Auf Vorschlag einer Fakultät kann das Präsidium geeignete Personen in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis als Gastwissenschaftlerin oder Gastwissenschaftler mit 
der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben in Lehre, Forschung und Weiterbildung 
beauftragen. Ihnen kann eine Vergütung gewährt und nach Maßgabe einer Ordnung 
des Senats gestattet werden, während der Dauer des Dienstverhältnisses den Titel 
,,Professorin" oder „Professor" zu führen. 
X 
Ehrentitel und sonstige Ehrungen 
§ 36 
Ehrendoktorinnen und Ehrendoktoren 
Die Ehrendoktorwürde wird von den Fakultäten mit Zustimmung des Senats verlie-
hen. Näheres regeln die Promotionsordnungen der Fakultäten. 
§ 37 
Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren 
Der Senat bestimmt durch eine Ehrungsordnung die Voraussetzungen für die Ver-
leihung der Würde einer Ehrensenatorin oder eines Ehrensenators und regelt das 




1. Der Senat kann die Agnes-Pockels-Medaille an Personen verleihen, die sich um die 
TU Braunschweig besonders verdient gemacht haben. Näheres regelt eine Ordnung. 






Die hochschulöffentliche Bekanntmachung der von den Organen der TU Braunschweig 
einschließlich der Organe der Studierendenschaft oder des Studentenwerks Ost-
Niedersachsens erlassenen Satzungen und Ordnungen erfolgt durch das Verkün-
dungsblatt „Amtliche Bekanntmachungen der TU Braunschweig". Die Veröffentlichun-
gen erfolgen in der Regel auch in elektronischer Form. 
§ 40 
Inkrafttreten der Grundordnung 
Diese Grundordnung tritt nach Genehmigung durch das Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die zuletzt gültige Grundordnung außer Kraft. 

